Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudssache 1780 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf 

eines Zweiten Renten-Mehrbetrags-Gesetzes 
(2. RMG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Bis zur Neuregelung der gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen werden die Rentenmehr- 
beträge, die für die Zeit nach dem 30. No- 
vember 1955 auf Grund der §§ 1 bis 4 des 
Renten-Mehrbetrags-Gesetzes vom 23, No- 
vember 1954 (Bundesgesetzblatt I S. 345) zu 
zahlen sind, verdoppelt. Die §§ 5 bis 7 des 
Renten-Mehrbetrags-Gesetzes finden auf die 
zusätzlich zu gewährenden Rentenmehrbe- 
träge Anwendung. 

§ 2 

(1) Die Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der 
Angestellten zahlen bis zum 20. Dezem- 
ber 1955 Vorschüsse auf die nach diesem 
Gesetz zu gewährenden Beträge für die Mo- 
nate Dezember 1955 und Januar bis Mai 1956. 
Die Vorschüsse werden in Höhe von 20 vom 
Hundert der Steigerungsbeträge bemessen, und 
zwar durchschnittlich für jeweils um 5 Deut- 
sche Mark gestufte monatliche Rentenzahl- 
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beträge bis 200 Deutsche Mark; sie werden 
auf volle Deutsdie-Mark-Beträge nach oben 
abgerundet. Der Vorschuß für den in Satz 1 
genannten Zeitraum beträgt mindestens 
20 Deutsche Mark. 

(2) § 11 Abs. 2 und 3 des Renten-Mehr- 
betrags-Gesetzes findet entsprechende An- 
wendung. 

S 3 

Die sich aus diesem Gesetz ergebenden 
Zahlungsaufwendungen werden, soweit sie 
nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmun- 
gen vom Bund zu tragen sind, bis zur Neu- 
regelung der gesetzlichen Rentenversicherun- 
gen von den Trägern der Rentenversicherung 
bevorschußt. 

§ 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 tdes Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetztal. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1955 
in Kraft. 


Dr, Krone und Fraktion 



